
Fragen und Antworten zum Thema Prävention und Gesundheitsförderung in Würzburg: 

 

Thema 1: Frühförderung in Kitas / Kindergärten  

Frage 1.1: Was wollen Sie tun, um die Förderung von vorschulischen Kompetenzen im 
mathematischen und sprachlichen Bereich in den Kindergärten/KiTas in und um 
Würzburg zu verbessern?   

• Verbesserung des Betreuungsschlüssel  
• Durch mehr Zeit pro Kind ist eine individuelle Förderung möglich 
• Alltagsintegrierte Sprachförderung statt isolierter Kurse 
• Kostenlose Bildung. Bildung darf nicht Einkommensabhängig sein 
• Wissenschaftliche Grundlagen nutzen und Verbindungen zu Hochschulen, 

besonders im Bereich Pädagogik und Psychologie ausweiten 

 

Frage 1.2: Welche Initiativen planen Sie, um die Förderangebote insbesondere in   

KITAs in sozialen Brennpunkten und mit einem hohen Anteil von Kindern aus sozial 
schwierigen Verhältnissen und mit Migrationshintergrund zu verbessern?  

• Mehr investieren, wo der Bedarf höher ist  
• Sondervermögen zum Ausbau und Sanierung  
• Gleichberechtigter Zugang zu Bildungsangeboten. Gleichbehandlung 

Geflüchteter, um Integration von Anfang an zu bieten  

 

Frage 1.3: Wie wollen Sie dem Personalmangel in Kindergärten entgegenwirken?  

Attraktive Arbeitsbedingungen  

• Kleinere Gruppen. Entlastung des Personals 
• Faire Bezahlung  
• Zugang zur Ausbildung erleichtern. Azubi-Werk  
• Vergütung statt Schulgeld  
• Kostenfreie Weiterbildung bei Quereinstieg. 
• Kommunale Zuschüsse. Die Stadt kann Jobs attraktiver machen! (Wie andere 

Kommunen zeigen) 

 

Thema 2: Schule  

Im Bereich Schule sehen wir besonderen Handlungsbedarf in den Bereichen 
bedarfsgerechte Förderung, Lehrerweiterbildung und Suizidprävention. Es ist auch  

Antworten der Liste "Die Linke" zu den Fragen der Fachschaftsinitiative Psychologie



allgemein bekannt, dass es in Würzburg, genauso wie bundesweit 
deutliche Unterschiede sowohl in der (finanziellen) Ausstattung als auch im 
sozioökonomischen Hintergrund der Schüler*innen zwischen Gymnasien sowie Real- 
und Mittelschulen gibt. Insbesondere für Real- und Mittelschulen ergeben sich 
daraus strukturelle Nachteile, obwohl hier häufig ein besonderer pädagogischer 
Förderbedarf besteht, nicht zuletzt, weil sich hier zumeist ein deutlich höherer 
Anteil von Kindern aus sozial benachteiligten Familien und Kindern mit 
Migrationshintergrund findet.   

Frage 2.1: Welche Möglichkeiten sehen Sie im kommunalen Bereich, die angesprochene 
Problematik aufzugreifen und zu einer bedarfsgerechten Förderung, beispielsweise 
gerade in Brennpunktschulen; beizutragen?  

• sensibilisier von Lehr- und Betreuungskräften für Kinderarmut 
• Ausbau Schulsozialarbeit. Mehr unabhängiges Personal 
• Anti Mobbing Prävention 
• Kostenfreies gesundes Mittagessen  
• Kostenfreier Zugang zu Lehrmittel, Nachhilfe und Hausaufgabenhilfe  
• Die bewilligte Förderung kubiko für 12 der Würzburger Schulen so bezuschussen, 

dass eine Umsetzung der Fördermaßnahmen für diese auch möglich ist. 

 

Frage 2.2: Welche Ansätze sehen Sie, um Transparenz in der strukturellen   

Ausstattung der Schulen im Raum Würzburg herzustellen?  

• Regelmäßigen, öffentlichen und kommunalen Bildungsbericht. 
• Transparente Liste von allen Schulen und somit allen Schulformen über 

Sanierungsstau  

 

Frage 2.3: Welche kommunalen Initiativen planen Sie, um Schulen und Lehrkräfte im 
Umgang mit Lern- und Verhaltensstörungen bei Kindern und Jugendlichen gezielt zu 
unterstützen, insbesondere im Hinblick auf die frühzeitige Erkennung sowie die 
angemessene Weitervermittlung betroffener Schülerinnen und Schüler?  

 

• Lehrer*innen sind keine Psycholog*innen 
• Erzieher*innen, Psycholog*innen gehören zum festen Bestandteil außerhalb des 

Unterrichts 
• Bessere Vernetzung von Schule, kinderpsychiatrischen Praxen und Jugendamt 

 



Frage 2.4: Haben Sie konkrete Pläne zur Suizidprävention für Kinder und Jugendliche 
(und zur Förderung psychischer Gesundheit) zum Beispiel  an Schulen? 

• Niederschwellige Krisenintervention  
• Zusammenarbeit mit Beratungsstellen  
• Programme zur mentalen Gesundheit generell:  

Angebote wie "DUDE (Du und deine Emotionen)" https://www.med.uni-
wuerzburg.de/dzpp/studien/dude-du-und-deine-emotionen/ 

• Emotionen und Gefühle generell zum Thema im Unterricht machen, 
Kommunikationskompetenzen fördern 

• Für Sexismus und toxische Stereotype sensibilisieren. Besonders im Hinblick auf 
Social Media 

• Medienkompetenz und den Umgang mit Social Media fördern 
• Begrenzung von unkontrollierbaren Einflüssen in kritischen Entwicklungsphasen 

(gerade Medien im Grundschulalter) 
• Ressourcenförderung, Handlungsalternativen und Soziale Beziehungen Stärken. 

Selbstwert unabhängig von Noten und klassischen Bewertungsmechanismen 
fördern 

• Schulung von Eltern und Personal 

 

 

• Verhältnisprävention ernst nehmen und die Gesundheit der Bürgerinnen höher 
priorisieren als Profite  

• die Rahmenbedingungen so schaffen, dass gesund leben einfach, intuitiv und 
unabhängig von sozioökonomischen Status erfolgt! 

• keine Werbung für Ungesundes 
• Motivieren zum Rad und Fußverkehr (dafür ausbauen) 
• bei Projekten die Lücke zwischen Wissen und Handeln mit einbeziehen  

  

 

Thema 3: Jugendliche: Einsamkeit und Depression 

Frage 3.1: Welche konkreten Wege aus der Einsamkeit gibt es für Jugendliche in 

und um Würzburg und welche Maßnahmen sollten kommunal ergriffen werden, um 
diese Wege aufzuzeigen bzw. nutzbar zu machen? 

 

• Die ausgearbeiteten Vorschläge der Stadtjugendbeteiligung von 8 Klässlern ernst 
nehmen und umsetzen. 

https://www.med.uni-wuerzburg.de/dzpp/studien/dude-du-und-deine-emotionen/
https://www.med.uni-wuerzburg.de/dzpp/studien/dude-du-und-deine-emotionen/


• Vereinsarbeit bzw. den Zugang für ALLE Jugendlichen zu Vereinen etc. fördern 
(durch Übernahme der Beitragskosten UND besseren, regelmäßigeren und 
günstigeren/kostenlosen ÖPNV) 

• verbesserte Bekanntmachung von BuT-Anträgen (Leistungen für Bildung und 
Teilhabe), die Zuschüsse für Ausflüge und eintägige Klassenfahrten, aber auch für 
Vereinsmitgliedschaften ermöglichen. 

• einen Platz, an dem alle Menschen ungeachtet von Alter, Religion, Herkunft und 
sozialer Stellung gemeinsam zusammenkommen und sich austauschen können. 

• Unterstützung von existierenden Orten der Begegnung, wie Bahnhofsmission 
oder Kapitel 2. 

• eine stärkere Unterstützung für Initiativen wie z. B. das Luftschloss in Grombühl 
oder ähnlicher Projekte, die nichtkommerzielle Orte der Begegnung darstellen. 

• Anlaufstellen von Jugendpsycholog*innen erleichtern, Schulen unterstützen, 
Präventionsmaßnahmen stärken, Fach Empathie/Glück.  

 

 

Frage 3.2: Vereine und viele andere Freizeiteinrichtungen verlangen einen monatlichen 
Mitgliedsbeitrag, wie zum Beispiel Tanzschulen oder Sportvereine. Auch 
konsumorientierte Treffpunkte wie Cafes oder Bars und Restaurants werden von 
Jugendlichen häufig für das Pflegen der sozialen Kontakte genutzt. 

Sehen Sie Bedarf bzw. Förderbedarf für sichere Orten ohne Konsumzwang, in denen sich 
Jugendliche vor allem im Winter treffen können. Welche konkreten Ideen haben Sie, um 
solche Räume und Möglichkeiten für Jugendliche in Würzburg und im Landkreis zu 
schaffen? 

 

• Leerstand z.B. in der Kaiserstr. Für konsumfreien Aufenthalt gestalten. 
• Sportvereinsförderungeungen wie nach COVID KoKi wieder einführen. 
• Die Teilnahme durch kostenlosen ÖPNV ermöglichen. 
• Jugendzentren beibehalten und Bekanntheit sowie diverser Besucher*innen-

Gruppen fördern! 
• Jugendzentren auch an Sonntagen öffnen (z.B. jeden Sonntag 1 anderes 

Jugendzentrum in verschiedenen Stadtteilen) 

 

Thema 4: Alte Menschen in und um Würzburg, Stichwort Barrierefreiheit  

Uns ist aufgefallen, dass viele Wege in der Stadt und den Gemeinden im Landkreis nicht 
barrierefrei sind oder unter bestimmten Umständen, wie z.B. Schnee und Eis, fast nicht 
mehr passierbar sind. Außerdem sind Busse überladen und  kommen unregelmäßig, 



teilweise muss man länger als 30 Minuten in der Kälte oder unter schlimmen 
Wetterbedingungen warten, bis ein barrierefreier Bus kommt (auch wenn dies laut 
Fahrplan bereits früher der Fall sein sollte). All dies ist besonders für ältere Menschen 
problematisch, eine Einschränkung in ihrem Lebensradius und eventuell gefährlich.  

Frage 4.1: Welche Maßnahmen möchten Sie ergreifen, um diesen Problemen   

entgegenzuwirken?  

• Der Räum- und Streudienst muss auf Gehwegen, an Bushaltestellen und 
wichtigen Verbindungswegen für Senioren die gleiche Priorität erhalten wie auf 
Hauptverkehrsstraßen. 

• Generelles Problem vom Räumdienst, dass der Autoverkehr bevorzugt wird und 
Fußgänger/Radfahrer im Nachteil sind. Und Schnee teilweise auch noch auf die 
Gehwege geschoben werden. 

• Verdopplung der Anzahl Witterungsgeschützer, metallfreier Sitzplätze.  
• Anpassung der Fahrzeuge und Technik an Extremwettereignisse. Es wird nicht der 

letzte ,,überraschende“ Kälteeinbruch in Würzburg gewesen sein. 
• Alternativen für Krisenfälle schaffen 

 

 Frage 4.2: Wie möchten Sie die Barrierefreiheit in den öffentlichen Verkehrsmitteln 
gewährleisten (Stichwort: Straßenbahnen)? 

  

• Min. 2 Elektro Rollstuhl Plätze in Bussen und Bahnen. 
• Wenn nicht vermeidbar ausdrückliche Kennzeichnung bei der Information des 

ÖPNV von bspw. nicht barrierefreien Straßenbahnen. (Planbare routen) 
• Rampen und geeignete Rückhaltesysteme 
• Instandhaltung und Reinigung  
• Vorrang für Menschen mit Geh- und Seh- Behinderung  
• Infomationsaushänge in mehreren Höhen angebracht, das Rollstuhlfahr. Und z.B. 

Kleinwüchsige und Kinder nicht benachteiligt sind 
• Generelles Absenken von Bussen an allen Haltestellen  
• Schulungen und sensibilisieren der Busfahrer. Ein geschulter, aber genervter 

Busfahrer ist auch nicht förderlich für Menschen, die auf Hilfe angewiesen sind. 
• Kennzeichnung von Plätzen in allen Bussen und Bahnen auch für Hidden 

Disabilities (Sunflower auch im ÖPNV) 

 

 Frage 4.3: Wie stehen Sie zu kostenlosem ÖPNV oder (Rentner-)Rufbussen, speziell im 
ländlichen Bereich?  

• Wir wären ja generell für einen kostenlosen ÖPNV 



• Das "Null-Euro-Ticket" ist eine Kernforderung für eine soziale Mobilitätswende. 
• Ausweitung der Fahrtzeiten auch an den Randzeiten 
• Und Ausweitung von "callheinz" flexibles Kleinbus Angebot gerade in 

abgelegeneren Landkreisorten  

 

Frage 4.4: Welche Initiativen planen Sie, um das bei alten Menschen verbreitete   

Problem der sozialen Isolation und Einsamkeit anzugehen? 

• Quartierszentren stärken mit Nachbarschaftstreff und Konsumfreies Angebot  
• Quartiersmanager*innen endlich in jedem Stadtteil! Stellen ausweiten und die 

Probleme anpacken und umsetzen. 
• Die schon durch geführten ISEKS in den Stadtteilen, die schon ausgearbeiteten 

sind umsetzen. 
• Mehrgenerationen Angebot 

 

Thema 5: Inklusion - Rehabilitation  

Nur wenige Schulen in und um Würzburg ermöglichen inklusiven Unterricht, obwohl dies 
seit Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention 2006 in Deutschland für alle 
Schüler*innen möglich sein sollte. Auch sonst gibt in Sachen Barrierefreiheit und 
Inklusion erheblichen Entwicklungsbedarf.  

Frage 5.1: Wie werden Schulen unterstützt, die besondere Angebote zur Teilhabe  und 
Inklusion bereit halten? Wie soll die Kommune es fördern, dass Lehrkräfte ausreichend 
für inklusiven Unterricht ausgebildet und entlastet werden? 

 

• Faire Bezahlung! 
• Auch die Gesundheit des Fachpersonals beachten!! 
• Regelmäßige Supervisionen und Fortbildungen 
• Stärkere Vernetzung mit den Ausbildungsträgern wie bspw. Uni und 

Hochschulen. Lernende müssen auch in der Praxis lernen können und Fachkräfte 
regelmäßig neue Impulse bekommen. 

• Wir möchten Inklusion. D.h. sollte (im Rahmen der Möglichkeiten) eine inklusive 
Schulentwicklung an Regelschulen intensiviert werden und keine getrennten 
Schulsysteme ausgebaut werden. 
Davon würden auch Menschen ohne Einschränkungen profitieren, da 
verschiedene Lebens Realitäten sichtbar werden. 

 



Frage 5.2: Wie viele öffentliche Gebäude sind noch nicht barrierefrei und bis wann 
sollen sie es sein? Wie soll und kann sichergestellt werden, dass neue Gebäude von 
Anfang an barrierefrei gestaltet werden? 

• Neubau nur in Zusammenarbeit mit dem Behinderten Beirat. Nur wer Barrien 
erfährt, kann über Barrierefreiheit entscheiden.  

• Zu viele Gebäude sind noch nicht barrierefrei. Wir brauchen eine Auflistung mit 
Sanierungsplan. (Hochschulen, Historische Gebäude) 

 

Frage 5.3: Welche Bedarfe und welche Aufgaben sehen Sie auf kommunaler Ebene, um 
die berufliche Eingliederung für Menschen mit Schwerbehinderung, einschließlich 
Menschen mit Intelligenzminderung, zu fördern 

• Vorbildfunktion der Stadt 
• Auch zurückholen von ausgelagerter Arbeit wieder in Städtische Hand, dass 

Arbeit nicht nur Tariflich gesichert ist.  
• Vergabe von Aufträgen nur an Firmen die sich an Vorgaben wie 5% halten 
• Gerade große Unternehmen müssen ihre min.  5% der Quote einhalten. 

Ansonsten sollte es Konsequenzen bei der Vergabe geben.  
• Unterstützung für Menschen, dass sie einen Sozialversicherten Arbeitsplatz 

haben können.  
• Auf lange Sicht müssen die Werkstätten angeschafft werden, aber bis dahin 

braucht es dort einen Mindestlohn, Einen Rat und Urlaubsregelungen! 
• Fachkundiges Personal im Jobcenter. 

 

Frage 5.4: Wie soll auf kommunaler Ebene sichergestellt werden, dass neue Regelungen 
und Angebote so aufbereitet werden, dass auch Menschen mit Einschränkung informiert 
werden 

• Quartiersmanagement  
• Digital  
• Dokumente und Formulare in leichter Sprache  
• Wählen muss auch barrierefrei werden! 
• Anlaufstellen, in denen Menschen mit Behinderung persönlich geholfen wird 

(bspw. wenn es eine Überforderung mit digitalen Prozessen gibt oder diese nicht 
barrierefrei sind!) 

 

Frage 5.5: Welche Strukturen gibt es, um Betroffene regelmäßig und verbindlich in 
politische Entscheidungen einzubeziehen? Wie bewerten Sie das gegenwärtige Ausmaß 



der Mitwirkung von Menschen mit Behinderung in Beiräten oder Entscheidungsgremien 
der Kommune? 

• Behindertenbeirat ist hierfür enorm wichtig 
• Dieser ist allerdings nur ein Beratendes Gremium. Wir brauchen gerade für 

Bauliche Projekte ein Vetorecht. 
• Mehr Teilhabe im Stadtrat. Wo ist die Diversität unter den Ggewählten? 

 

Frage 5.6: Wie bewerten Sie die Umsetzung des gesetzlichen Anspruchs auf 
Barrierefreiheit im kommunalen Bereich und welchen Entwicklungsbedarf sehen Sie? 

 

• Nicht ausreichend. Bei Planungen z.B in der Stadtentwicklung müssen die 
Positionen des Behindertenbeirats verstärkt und verbindlich Berücksichtigung 
finden. 

• Eine Überprüfung von bestehender Infrastruktur muss bspw. angestrebt werden 
und hier Maßnahmen nach einer Priorisierung der Betroffenen umgesetzt 
werden. 

 

Frage 5.7: Wie bewerten Sie den Umfang und die Art der Unterstützung (Assistenz, 
Gebärdensprachdolmetschung, leichte Sprache), die in der Kommune standardmäßig 
bereitgestellt wird? 

• Besser als anderswo aber nicht ausreichend 

  

Frage 5.8: Sind die Rahmenbedingungen für Menschen mit Behinderung im 
Freizeitbereich ausreichend vorhanden? Bekommen Menschen mit Einschränkungen 
finanzielle Vergünstigungen bei Freizeitangeboten? Wie sieht es mit Begleitpersonen 
aus?  

 

• Unseres Wissens gibt es nur vergünstigten Eintritt in kommunale z.B. 
Schwimmbäder für Menschen mit Behinderung und für Personen mit Anrecht auf 
Begleitpersonen kostenfreien Eintritt für diese  

• Andere Rahmenbedingungen sind jedoch nicht oder nur zeitweise gegeben 
• Wie bspw. Barrierefreiheit beim ÖPNV (um zu Freizeitangeboten zu kommen) 

oder den Fahrplan Informationen. Das Volksfest ist nur an einem Tag reizarm. 
• Nicht Jede Einrichtung ist auch für die Nutzung von Menschen mit (z.B 

körperlicher Behinderung) ausgelegt. So gibt es z.B. Schwimmbäder, in denen 
keine Lifter ins Wasser verfügbar sind 



 

Frage 5.9: Welche Ziele und Vorhaben haben Sie und ihre Liste, um auf kommunaler 
Ebene die Teilhabe von Menschen mit Behinderung zu verbessern? Welche konkreten 
Schritte planen Sie in den nächsten zwei bis fünf Jahren, um Inklusion und Teilhabe 
messbar zu verbessern? 

• Reizreduziertes Einkaufen - Stille stunde 
• Kostenlose Ohrstöpsel auf Veranstaltung  
• Rückzugsorte: Reizarm, barrierefrei, ruhig bei Veranstaltungen  
• Verbreitung der hidden Disabilities Sunflower 
• Finanzielle, personelle Unterstützung von Selbsthilfegruppen 
• Aufklärung und Informationskampagnen 
• Kommunale Fördergelder nur für Veranstaltung die Leitlinien zur Barrierefreiheit 

erfüllen 
• Bedarfsorientiert kommunale Unterstützung von Sportvereinen, 

Freizeitgruppen... die sich öffnen 
• Unterstützung des Behindertenbeirats (auch finanzielle Ehrenamtspauschale 

beibehalten!) 

 

Zu 6 Migration: (keine Ahnung was es davon schon gibt) 

Thema 6: Migration  

Eine Vielzahl an Unterstützungsangeboten in Würzburg kann von Migrant*innen,   

aufgrund von Sprachbarrieren oder sozio-ökonomischen Hürden, nur schwer in   

Anspruch genommen werden. Basierend darauf wollen wir wissen:   

Frage 6.1: Halten Sie es für sinnvoll, präventive Gesundheitsangebote durch   

mehrsprachige Angebote zu vervielfältigen? Und wie sollen Stadt und   

Landkreis entsprechende Entwicklungen unterstützen?  

• ja!! 
• Bundes Projekte wie Mimi unterstützen und ausweiten. Infomaterialien 

mehrsprachig zur Verfügung stellen und Sprachmittler*innen bereit halten 
• Gerade bei psychischer/seelischer Gesundheit ist ein hoher Bedarf die Stadt 

Würzburg kann gute bestehende Projekte ausbauen und den Ausländerbeirat in 
Prozesse aktiv mit einbeziehen 

• Hürden abbauen, die es migrantischen Personen schwierig machen sich aktiv an 
Ressourcenfördernden Aktivitäten zu beteiligen wie bspw. Übernahme von 
Teilnahmegebühr oder bessere Fortbewegungsmöglichkeiten, Erreichbarkeit, 



Verbindung von Kulturhotspots und bspw. Asyl Unterkünften. Menschen gehören 
nicht a den Rand unserer Stadt gedrängt. 

• Informationen zu Angeboten mehrsprachig zur Verfügung stellen und Netzwerke 
von migrantischen Menschen nutzen und vor allem bei der Bewerbung nicht 
vergessen!!! 

 

Frage 6.2: Welche bürokratischen Hindernisse sehen Sie für Menschen mit 
Migrationshintergrund, die verkleinert werden können?  

• Sprachbarriere, Formulare müssen mehrsprachig sein 
• klare Kommunikation welche z.B. Dokumente benötigt werden 
• schnellere Terminvergabe 
• weiterhin/mehr Integratinslotsen/Verfahrenslotzen zur Seite stellen 
• Die Bezahlkarte abschaffen! 

 

Frage 6.3: Inwiefern werden Sie den Integrationsprozess - vor allem im 
Bereich Spracherwerb - unterstützen, damit Migrant*innen bestehende Angebote der 
Gesundheitsförderung und Gesundheitsversorgung besser nutzen können?  

• Siehe 6.1 
• zusätzlich sprach Angebote schaffen (Kontakt Café etc) in denen die Sprache 

geübt werden kann und soziale Kontakte entstehen können 
• Entlastung bei/mitdenken von persönlichen Hürden/Verpflichtungen bspw. 

Kinderbetreuung 
• Integrationspat*innen die ehrenamtlich Familien helfen  

 

Thema 7: Hitze und Hitzeschutz  

Vor dem Hintergrund des Klimawandels gibt es Bedarf an konkreten Maßnahmen, mit 
Hitze besser umzugehen.  

Frage 7.1: Möchten Sie bspw. an der Verfügbarkeit von Trinkwasser im Öffentlichen 
Raum ansetzen? Inwiefern?  

Mehr frei zugängliches Trinkwasser ist eine der wirksamsten und zugleich 
kostengünstigsten Maßnahmen gegen hitzebedingte Gesundheitsrisiken. Sinnvolle 
Schritte wären: 

• Ausbau von öffentlichen Trinkbrunnen an Plätzen, ÖPNV-Knotenpunkten, 
Spielplätzen und in Parks. 



• Nachrüstprogramme für bestehende Infrastruktur, z. B. an Schulen, Sportstätten 
und Verwaltungsgebäuden. 

• Mobile Wasserspender für besonders heiße Tage oder Veranstaltungen. 

• Hinweissysteme (Apps, Beschilderung), damit Menschen schnell wissen, wo sie 
Wasser finden. 

• Schnellere Umsetzung des Hitze Aktionsplans (Erschließung von Brunnen), der 
refill Station/Netzwerke 

• Kommunikation dieser Maßnahmen sowie Ausbau in allen Stadtteilen 
 

Frage 7.2: Wie stehen Sie zur Klimatisierung von öffentlichen Verkehrsmitteln und 
Gebäuden?  

Eine moderne Stadt kommt ohne klimatisierte Infrastruktur kaum noch aus. Gleichzeitig 
muss man Energieverbrauch und Klimaschutz im Blick behalten. 

• ÖPNV: Klimatisierte Busse und Bahnen sind heute ein Standard, der nicht nur 
Komfort, sondern auch Gesundheitsschutz bedeutet. Wichtig ist, dass die 
Systeme energieeffizient sind und regelmäßig gewartet werden. 

• Öffentliche Gebäude: Bibliotheken, Rathäuser, Schulen, Kitas und 
Pflegeeinrichtungen  

• Öffentliche Gebäude: Bibliotheken, Rathäuser, Schulen, Kitas und 
Pflegeeinrichtungen sollten über hitzeresiliente Gebäudetechnik verfügen – 
idealerweise kombiniert mit passiven Maßnahmen wie Verschattung, Begrünung 
und guter Dämmung. 

• Neubauten: Verpflichtende Hitzeschutzkonzepte in der Bauplanung, damit 
Klimatisierung nicht die einzige Lösung bleibt. 

 

Frage 7.3: Welche weiteren Ideen und Pläne haben Sie, den Öffentlichen Raum   

hitzefreundlicher zu gestalten?  

Stadtgrün stärken 

• Mehr Bäume, insbesondere hitzeresistente Arten. 

• Entsiegelung von Flächen, um Verdunstungskühle zu ermöglichen. 

• Begrünte Dächer und Fassaden, auch auf öffentlichen Gebäuden. 

Kühlende Infrastruktur 

• Wasserspiele, Nebelduschen, Sprühnebelanlagen an stark frequentierten Orten. 



• Schattenspender wie Pergolen, Sonnensegel oder begrünte Rankgerüste. 

Hier auch als Beispiel aus der Praxis: Antrag der Linken zur Beschattung des 
Kinderplanschbeckens im Dallenbergbad. Dieser wurde nach anfänglichen 
Schwierigkeiten aufgrund unserer Hartnäckigkeit tatsächlich mit bunten Schirmen rund 
um das Becken umgesetzt. 

Stadtplanung 

• Hitzekarten nutzen, um gezielt in besonders belasteten Quartieren zu handeln. 

• Aufenthaltsorte wie Plätze und Spielplätze so gestalten, dass sie auch im 
Sommer nutzbar bleiben. 

Kommunikation 

• Hitzewarnsysteme, Apps, Info-Kampagnen und klare Handlungsempfehlungen 
für Bürgerinnen und Bürger. 

 

• Neuversiegelungen bestmöglich verhindern  
• Hitzeaktionsplan, Geo-Stadtplan, Kühle Orte Karte 
• Grün wo es nur geht 
• Schattenorte Schaffen mit bspw. Sonnensegeln 
• Dem Klimawandel bestmöglich entgegenwirken 

 

Frage 7.4: Welche Maßnahmen planen Sie für ältere Menschen als 
besonders hitzevulnerable Gruppe? 

Gezielte Unterstützung 

• Hitzeaktionspläne in Pflegeeinrichtungen und ambulanten Diensten. 

• Regelmäßige Check-ins durch Nachbarschaftshilfen, Pflegedienste oder 
Ehrenamtliche an Hitzetagen. 

• Kühlräume in Stadtteilzentren, Bibliotheken oder Seniorentreffs. 

Information und Prävention 

• Leicht verständliche Hinweise zu Trinkmenge, Medikamenten, Verhalten bei 
Hitze. 

• Schulungen für Pflegekräfte und Angehörige. 

Wohnumfeld verbessern 

• Förderung für bauliche Hitzeschutzmaßnahmen in Wohnungen älterer Menschen 
(z. B. Rollläden, Markisen, Dämmung). 



• Unterstützung bei der Anschaffung energieeffizienter Ventilatoren oder 
Klimageräte, wo nötig. 

• Der Schutz unseres Trinkwassers ist für uns ein zentrales Anliegen. Deshalb 
unterstützen wir alle Initiativen, die darauf abzielen, mögliche Gefährdungen 
frühzeitig zu erkennen und zu verhindern – auch wenn sie Unternehmen wie 
Knauf betreffen. Wo Risiken bestehen, müssen sie transparent geprüft und 
konsequent adressiert werden. 

 

• Werbeflächen als Reminder nutzen für Gesundheitsbewusster verhalten und 
Hitzewarnungen 

• weiter Projekte/Informationskampagnen wie Sonnen mit Verstand  
• Hierbei Fokus auf vulnerable Zielgruppen gerade Obdachlose oder Menschen 

ohne Arbeit, Kinder und Senioren sowie Personen, die im Freien Arbeiten  
• Hitze Telefon weiterhin anbieten 

 

Thema 8: Kommunale Gesundheitsberichterstattung  

Zu Beginn des vergangenen Jahres wurde der zweite bayerische Psychiatriebericht 
veröffentlicht. Der Masterplan Prävention des Gesundheitsministeriums vom Herbst des 
vergangenen Jahres sieht für Bayern eine regelmäßige Präventionsberichterstattung vor. 
Beide Themen haben auch regionale Komponenten und bedürfen einer Auswertung von 
Angeboten und Bedarfen auf regionaler bzw. kommunaler Ebene.  

Frage 8.1: Wie soll zukünftig auf regionaler Ebene eine bessere Transparenz zum Niveau 
der gesundheitlichen Versorgung und zu Entwicklungsbedarfen, z.B. angelehnt an die 
überregionale Gesundheitsberichterstattung, erreicht werden? Wie sollen 
entsprechende Erkenntnisse transparent kommuniziert werden?   

 

• Für eine soziale und gerechte Gesundheitspolitik brauchen wir endlich klare 
Daten 

• Wir fordern einen kommunalen Gesundheitsmonitor, der jährlich veröffentlicht 
wird und die Versorgungslage in Würzburg transparent macht – von Wartezeiten 
über Barrierefreiheit bis hin zu sozialen Einflussfaktoren. 

• Diese Informationen müssen öffentlich, verständlich und 
mehrsprachig zugänglich sein, etwa über ein digitales Dashboard und 
regelmäßige Stadtteilberichte. 

• Geplante Maßnahmen zur Übersicht der bestehenden Angebote Wie der 
Präventionspool (Bayernweite Datenbank für Präventionsprojekte) müssen 
konsequent durchgesetzt und die pflege dieser Datenbanken eingefordert 



werden. D.h Behörden, freie Träger und andere Akteure in der Prävention sollen 
routinemäßig daten einpflegen und aktuell halten 

• (Anonymisierte) Daten z.B. der Krankenkassen über die aktuellen krankenbilder 
und Belastungen der hier lebenden Menschen gibt es schon. Es mangelt an der 
Zusammenführung und Auswertung der Daten. Hier ist zu beachten, dass es sich 
um sensible Daten handelt und wir daher ausdrücklich darauf hinweisen dass bei 
solchen Daten keinerlei Rückschlüsse auf einzelnen Personen möglich sein 
dürfen! 

• Die Gesundheitsregion plus und die kommunalen Gesundheitsämter sind unter 
anderem Behörden/Institutionen, die solch eine Datensammlung und 
Auswertung übernehmen sollten 

• Hier sollte ebenso die Erfahrungen und das Wissen der kommunalen Akteure in 
der Gesundheit zusammengetragen werden (die Gesundheitskonferenzen der 
Gesundheitsregion plus sind hier ein nötiger Anfang, reichen aber nicht weit 
genug) 

• Wichtig ist, dass die Auswertung und Kommunikation der Daten neutral erfolgt 
und keine politische Agenda mit dem Selektieren von Daten unterstützt wird (Wie 
beispielsweise bei den Diskussionen um Cannabis zu sehen) 

• Es ist elementar hier auch die sichtweiße sowie Vertretungen von 
marginalisierten Gruppen einzubeziehen! 

• Die Gesundheitsregion plus müssen personell gut ausgestattet sein, sodass 
neben einer angemessenen Kommunikation der gewonnenen Informationen 
auch eine Umsetzung von Maßnahmen schnell vorangebracht werden kann. 

• Bereiche die nicht in der ersten Linie mit der Gesundheit ,,verbunden" sind 
müssen gerade bei Maßnahmen für Gesundheitsförderung und Prävention in den 
Blick genommen werden und durch klarer Ansprechpersonen in einer zügigen 
Umsetzung beteiligt werden. 

• Auch hier müssen Bürger*innen mit einbezogen werden. 
• Maßnahmen müssen verbindlich festgelegt und überprüft werden. 
• Die Priorisierung der Gesundheit muss sich auch in der Finanzierung und 

Interessensabwägung zeigen. Es nicht die Zeit, um bei Gesundheitsförderung und 
Prävention zu sparen. Politische Akteure müssen länger als in Wahlperioden 
denken. 

• Besonders muss es den politischen Mut geben, auf verhältnispräventiver Ebene 
durch z.b gesetzliche Regelungen die Gesundheit der Menschen über 
Wirtschaftliche Interesse zu priorisieren. (Z.B. Werbeverbote für Suchtmittel wie 
Vapes, preisliche Vergleichbarkeit/günstigere gesunde Lebensmittel auf 
Stadtfesten) 

• Leider erreichen viele Projekte nur Menschen, die sich vergleichsweiße gut um 
ihrer Gesundheit kümmern und gut aufgestellt sind. Bei Maßnahmen 



müssen besonders vulnerable Gruppen in den Blick genommen und priorisiert 
werden 

• Prävention ist nur wirksam, wenn sie langfristig und evidenzbasiert ist. Daher 
langfristige Förderungen und keine punktuellen Prestigeprojekte  

 

Frage 8.2: Wie sollen diese Erkenntnisse zur Gestaltung kommunalpolitischer   

Entscheidungen genutzt werden? Wie können entsprechende Erkenntnisse genutzt 
werden, um etwa besonders benachteiligte Stadtteile oder Gemeinden zu identifizieren 
und entsprechende Förderbedarfe und Prioritäten festzulegen?  

• Siehe 8.1 
• Gesundheitsdaten müssen Grundlage für politische Prioritäten sein 
• Wir wollen benachteiligte Stadtteile klar identifizieren und kommunale Mittel 

gezielt dort einsetzen, wo Armut, Krankheit und fehlende Infrastruktur sich 
besonders konzentrieren. 

• Gesundheit ist Querschnittsaufgabe! Erkenntnisse müssen in Stadtplanung, 
Sozialpolitik und Umweltpolitik verbindlich einfließen. 

 

Frage 8.3: Wie sollten vulnerable Gruppen (z.B. ältere Menschen, Menschen 
mit Behinderung, Menschen mit Migrationsgeschichte, bildungsferne 
oder sozioökonomisch benachteiligte Menschen) in der kommunalen 
Gesundheitsberichterstattung berücksichtigt werden?  

• Siehe 8.1 
• Vulnerable Gruppen müssen im Zentrum der Gesundheitsberichterstattung 

stehen 
• daher differenzierte Datenerhebung, barrierefreie und mehrsprachige 

Kommunikation sowie die Einbindung von Selbstvertretungsorganisationen 
• Es muss sichtbar sein, wo Menschen aufgrund von Alter, Behinderung, Armut 

oder Herkunft schlechtere Gesundheitschancen haben  
• Aus den Erkenntnissen konkrete Maßnahmen ableiten. 

 

Frage 8.4: Haben Sie messbare Ziele zur Verbesserung der Gesundheit bzw. 
der  Gesundheitsversorgung und Gesundheitsförderung in der Kommune für die 
nächsten fünf Jahre auf Basis der Gesundheitsberichterstattung? 

 

• Aufbau eines Stadtteilgesundheitszentrums in einem besonders belasteten 
Quartier. 



• Reduktion von Wartezeiten auf haus- und fachärztliche Versorgung. 
• Ausbau niedrigschwelliger Präventionsangebote für Kinder, Jugendliche und 

ältere Menschen. 
• Jährliche Veröffentlichung eines Gesundheitsberichts mit verbindlichen 

Indikatoren. 
• Umsetzung der beschlossenen Aktionspläne Wie bspw. dem Hitzeaktionsplan 
• Verbesserung (oder keine Verschlechterung) der Gesundheitsfaktoren Wie bspw. 

Luftverschmutzung, Lärmbelastung, Extremwetter, 
Barrierefreiheit/Bewegungsmöglichkeiten, Zugang zu bezahlbarer gesunder 
Ernährung, Wohnungssicherheit etc. 

• Fest verankerte Gesundheitsbildung (unter Berücksichtigung der knowledge-
behavior-gap) in Bildungseinrichtungen 

• Verbesserung der psychosozialen Versorgung (mehr niederschwelliger 
Anlaufstellen) und gewaltschutzräume 

• Fortbildungen von Fachpersonal in bspw. Polizei, Ordnungsämtern, 
Busfahrer*innen etc.) zu verschiedenen Krankheitsbildern, erste Hilfe 
Maßnahmen und angemessen Umgang 

• Würzburgweit festgelegte zeiten für reizarme Alltagsbewältigung (konkret z.b 
beim Einkaufen) 

• Unser Ziel ist eine Kommune, in der Gesundheit kein Privileg ist, sondern ein 
Recht unabhängig vom Einkommen, Wohnort oder sozialen Status. 

 




